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§§ 140, 2074, 2075 BGB; § 21 TestG.
Umdeutung eines nichtigen Altenteilsvertrages in ein 

privatschriftliches Testament.
Zur Erbeinsetzung unter Bedingungen.
LG Berlin, Beschl. vom 30. Juli 1950 — 1 a T. 240/50.

Aus den G r ü n d e n :
Den Beschwerdeführern ist zuzugeben, daß die Er­

klärung des Erblassers vom 22. März 1942 als Alten­
teilsvertrag gedacht, als solcher aber wegen Form­
mangels nichtig war. Dieser Vertrag kann jedoch unter 
den Voraussetzungen des § 140 BGB in ein privat­
schriftliches Testament umgedeutet werden, dessen 
Formerfordemisse gern. § 21 TestG er erfüllt. Die 
weitere Voraussetzung, daß anzunehmen sein muß, der 
Erblasser hätte ein Testament gleichen Inhalts bei 
Kenntnis der Nichtigkeit des Altenteilvertrages er­
richtet, liegt ebenfalls vor. Der angefochtene Beschluß 
weist zutreffend darauf hin, daß schon aus dem Alter 
von 72 Jahren, in dem der Erblasser bei Niederschrift 
der streitigen Erklärung stand, eine besondere Ernst­
haftigkeit seines Willens (hervorgeht, weil er mit 
seinem nahen Tode habe rechnen müssen und in der 
Tat zrwei Tage später verstorben sei. Hinzu kommt, 
daß der Erblasser über sein gesamtes Vermögen ver­
fügt hat und daß er seine Verfügung bekräftigte mit 
dem Zusatz: „Was ich hierdurch bescheinige“, wo­
durch die Ernsthaftigkeit seines Willens zum Ausdruck 
gebracht worden ist. Dem Amtsgericht ist auch inso­
weit zuzustimmen, als es ausgeführt hat, daß die Be­
dingungen, an die der Erblasser die Übergabe seiner 
Landwirtschaft knüpfte, der Umdeutung des § 140 BGB 
nicht entgegenstehe. Das Gesetz selbst ermöglicht in 
den §§ 2074, 2075 BGB Erbeinsetzung unter einer Be­
dingung, die u. U. noch zu Lebzeiten des Verfügenden 
eintreten kann. Daß die unverschuldete und ungewollte 
Nichterfüllung der Bedingung durch die Erben die 
Erbeinsetzung nicht in Fortfall bringen kann, ergibt 
sich aus dem klaren Wortlaut des § 2075 BGB.

Danach müssen sich die Testamentserben nur ent­
gegenhalten lassen, die Nichtbeachtung der ihnen ge­
machten Auflagen — nämlich die Bewirkung der aus­
bedungenen Leistungen und Lieferungen — habe in 
ihrer Willkür gelegen. Davon kann hier keine Rede 
sein, weil derErblasser bereits zwei Tage nach der Nieder­
schrift der Erklärung verstorben ist. Endlich ist auch 
bedeutungslos, daß die Töchter des Erblassers nur als 
Vermächtnisnehmer genannt und seine damals noch 
lebende Ehefrau überhaupt nicht ausdrücklich bedacht, 
also auf den Pflichtteil gesetzt worden ist. Da mithin 
keine Gründe ersichtlich sind, die der Durchsetzung des 
Erblasserwillens, wie er in der Urkunde vom 22. März 
1942 seinen klaren Ausdruck findet, entgegenstehen, 
war die Beschwerde mit der Kostenfolge aus § 123 
Kostenordnung zurückzuweisen.

VO der Alliierten Kommandantur vom 31. Dezember 
1947.

Zur Anwendung der sogenannten „Sylvester-Ver­
ordnung“.

KG Berlin, Urt. vom 17. März 1950 — 2/7. U. 1996/48.

Aus den G r ü n d e n :
Der den Gegenstand der Klage bildende Wagen war 

Eigentum der Klägerin und ist es auch geblieben. Die 
Klägerin hatte ihren Wagen in der Trumpf-Garage in 
der Ackerstraße 4 untergestellt. Der Wagen ist dann in 
den Besitz des Beklagten gelangt, und zwar auf Grund 
einer Freigabeerklärung durch Kauf über das Ber­
gungsamt zum Taxpreis. Wenn auf Grund dieser Tat­
sachen das Landgericht die Anordnung der Alliierten 
Kommandantur Berlin vom 31. Dezember 1947 für an­
wendbar gehalten und daraufhin die Klage abgewiesen 
hat, so geht diese Entscheidung fehl. Zwar ist der ge­
nannten Anordnung, die eine endgültige Bereinigung 
der Eigentumsverhältnisse zum Ziele hat, rückwirkende 
Kraft beizumessen, wie der Beklagte zutreffend vor­
getragen hat. Indessen kann die Anordnung vom 31. De­
zember 1947 nicht zur Anwendung kommen, weil das 
Bergungsamt bereits am 21. Mai 1947, also vor Erlaß 
der Anordnung, in Anerkennung des Eigentums­
anspruchs der Klägerin die am 14. August 1945' für den 
Beklagten durchgeführte Freigabe aufgehoben hat, so

daß die grundlegende Voraussetzung, „käuflicher Er­
werb des Kraftfahrzeugs vom Magistrat durch das 
Bergungsamt“, nicht gegeben ist. Die Aufhebung des 
Verwaltungsaktes ist in Übereinstimmung mit der 
herrschenden Ansicht als zulässig zu erachten.

Die im Urteil des Kammergerichts vom 13. Februar 
1948 (JR 1948 S. 191) vertretene Auffassung, fußend 
auf die in der kurz zuvor veröffentlichten Sylvester­
anordnung gebrauchten Ausdrücke „käuflich erworben 
haben“ und „erzielten Kaufpreises“, die Aufhebung 
der Freigabeerklärung sei rechtlich irrelevant, das 
Rechtsverhältnis zwischen der Stadt Berlin und dem 
Erwerber unterliege der privatrechtlichen Rechtssphäre 
und abgeschlossene Verträge könnten nicht von einer 
Vertragspartei willkürlich aufgehoben werden, vermag 
der erkennende Senat nicht aufrecht zu erhalten. Die 
Freigabebescheinigungen stellen keine privatrechtlichen 
Kaufverträge zwischen Magistrat und Erwerber, son­
dern Verwaltungsakte dar, die, ähnlich wie Einweisungs­
verfügungen des Wohnungsamtes, von der Verwaltungs­
behörde widerrufen werden können, wie dies auch in 
zahlreichen Fällen geschehen ist. So hat auch das 
Kammergericht in seiner späteren Entscheidung vom
11. September 1948 — 6. U. 1404/48 — keine Bedenken 
gegen die Zulässigkeit des Widerrufes einer Freigabe­
erklärung zum Ausdruck gebracht. An der Wirksamkeit 
des Widerrufs der Freigabeerklärung ist hier nicht zu 
zweifeln, da der Widerruf vor Erlaß der Sylvesteranord­
nung erfolgt ist. Ist aber die Freigabebescheinigung 
wirksam zurückgenommen, so fehlt es an der Voraus­
setzung für die Anwendung der Anordnung vom 31. De­
zember 1947. Der Herausgabeanspruch der Klägerin 
kann also unter Berufung auf die Sylvesteranordnung 
nicht verneint werden.
A n m e r k u n g :

Das Urteil des Kammergerichts, das der ständigen 
Rechtsprechung des KG zu dieser Frage entspricht, 
kann nicht ohne Kritik hingenommen werden.

In allen drei Fällen1) verlangen die Kläger, gestützt 
auf Eigentum (§ 985 BGB), die Herausgabe von Kraft­
fahrzeugen, die in Berlin nach der Kapitulation von 
dem Magistrat — Bergungsamt — geborgen und durch 
eine sog. „Freigabeerklärung“ Interessenten zu Eigen­
tum und Besitz überlassen worden waren.

In dem Urteil vom 17. März 1950 wird ausgeführt, 
daß die „Freigabeerklärung“ einen Verwaltungsakt 
darstellt. Das Urteil prüft aber nicht, welche Folgen 
sich hieraus für die Zulässigkeit des Rechtsweges er­
geben, sondern gelangt zu einer Verurteilung des Be­
klagten zur Herausgabe des Kraftwagens mit der 
sachlich-rechtlichen Begründung, daß der Kläger 
Eigentümer des Wagens geblieben sei, weil das Ber­
gungsamt die „Freigabe“ am 30. Mai 1947 widerrufen 
habe, wobei die Anordnung der Alliierten Komman­
danten von Berlin vom 31. Dezember 1947 (Sylvester- 
Verordnung) keine Anwendung finden könne, weil der 
Widerruf der Freigabe schon vorher erfolgt sei. Zu 
diesem Ergebnis kommt das Kammergericht, obwohl 
es in dem gleichen Urteil darlegt, daß dieser Verord­
nung rückwirkende Kraft beizumessen sei.

In dem Urteil vom 3. März 1950 hatte der Beklagte 
den Kraftwagen, dessen Herausgabe die Klägerin 
verlangte, von einem Dritten erworben, dem das Ber­
gungsamt den Kraftwagen durch eine Freigabebeschei­
nigung vom 27. September 1945 zu Eigentum über­
lassen hatte.

In dem Urteil vom 10. März 1950 hatte das Ber­
gungsamt dem Beklagten selbst durch Freigabe­
bescheinigung vom 23. Juli 1946 den Kraftwagen zu 
Eigentum überlassen. Beide Urteile führen aus, daß 
nicht darüber zu entscheiden sei, ob das Bergungsamt 
— durch die „Freigabe“ und die damit verbundene 
Überlassung zu Eigentum — einen Verwaltungsakt 
oder ein privatrechtliches Rechtsgeschäft vorgenom­
men habe. Das Gericht habe lediglich zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen der „Sylvester-Verordnung“ vor- 
liegen. Diese Prüfung wird in beiden Urteilen sehr 
ausführlich vorgenommen mit dem Ergebnis, daß die 
„Freigaben“ berechtigt gewesen seien, weshalb in

i) Vgl. das in NJ 195U S. 218 abgedruckte Urteil sowie das mit 
diesem im wesentlichen übereinstimmende und deshalb nicht 
veröffentlichte, aber in der Anmerkung mitbehandelte Urteil 
vom 3. März 1950—2.17. U. 1897/48.
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